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Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: nein

ZugabeVO § 1 Glockenpackung
Zur Frage, ob es gegen die ZugabeVerordnung verstößt, wenn 
zwei Waren aus verschiedenen Branchen - mit oder ohne Angabe 
ihrer Einzelpreise - zusammen zu einem Gesamtpreis vertrie­
ben v/erden, der gleich der Summe der ihren Verkehrswerten 
entsprechenden, kaufmännisch richtig kalkulierten Einzelpreise 
ist.

UWG §§ 1, 3
Werden zwei Waren aus verschiedenen Branchen unter Angabe ih­
rer Einzelpreise zusammen zu einem Gesamtpreis vertrieben, 
der gleich der Summe der ihren Verkehrswerten entsprechenden, 
kaufmännisch richtig kalkulierten Einzelpreise ist, so liegt 
in der Regel darin allein kein Verstoß gegen die § § 1 , 3  UWG, 
auch wenn Interessenten irrig annehmen könnten, sie erhielten 
die eine Ware wegen der Koppelung mit der anderen Ware beson­
ders preisgünstig.
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Justizhauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l  k e s

In dem Rechtsstreit
der offenen Handelsgesellschaft in Firma Onno B{__
Tee-Import, in N M B t t H B j H P H B ’ vertreten dürc^ihren 
persönlich haftenden Gesellschafter Dr.Heiko B ^ H S »

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr.l

gegen
F im J t f ||B  in DBHHHH|liHfc>Straße ̂ HUTgesetzlich vertreten durch ihren Geschäfts- 

führer Rolf
Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 12. Dezember 1961 unter Mit- 
v/irkung des Senatspräsidenten Prof.Dr.h.c.Wilde und der 
Bundesrichter Dr.Spreng, Dr.Löscher, Dr.Spengler und 
Ebel
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten g*egeh das Ur­
teil des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Düsseldorf vom 18. März I960 wird, soweit 
sie sich gegen die Feststellung zu Ziff• 2 b  
der Urteilsformel richtet, mit der.Maßgabe
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zurückgewiesen,, daß diese Feststellung folgende 
Fassung erhält:

”Es wird festgestellt, daß die Beklagte 
verpflichtet ist, der Klägerin den Scha­
den zu ersetzen, der dieser dadurch ent­
standen ist und noch entsteht, daß die 
Beklagte unter der Bezeichnung ”50 g Tee 
mit einer Original Japan-Teetasse” einen 
Cellophanbeutel, der eine Teepackung 
und eine Japan-Teetasse enthielt, zu 
einem Gesamtpreis für Tee und Tasse ohne 
Angabe der Einzelpreise auf dem Cello­
phanbeutel angeboten und vertrieben hat,”

Im übrigen wird das vorbezeichnete Urteil 
aufgehoben. Die Sache wird insoweit zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen. 0
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Tatbestand:

Die Parteien sind Wettbewerber auf dem Gebiet des 
Teehandels. Die Beklagte, die als Importfirma für ost- 
asiatisches Teegeschirr und andere Ostasiatika gegründet 
worden war, nahm später auch den Teehandel auf, der in­
zwischen zu ihrem Hauptgeschäft geworden ist.

Der vorliegende Hechtsstreit geht um die sogenannte 
"Glockenpackung” der Beklagten, eine Kombinationspackung, 
die aus einer Packung Tee und einer "Japan”-Teetasse mit 
Untertasse in einem durchsichtigen Cellophanbeutel be­
steht. Die Beklagte hatte diese "Glockenpackung” zunächst 
in der V/eise vertrieben, daß auf einem auf dem Cellophan- 
beutcl aufgeklebten Preiszettel nur der Gesamtpreis ange­
geben war; die Einzelpreise waren auf dem Cellophanbeutel 
nicht angegeben, jedoch war der Einzelpreis für die 
Packung Tee auf dieser aufgedruckt. Schon vor der Erhebung 
dieser Klage hatte sich die Beklagte in einem Schreiben 
vom 10.November 1958 gegenüber der Klägerin verpflichtet, 
künftig auf allen "Glockenpackungen" und auch in allen 
Werbekundgebungen für die "Glockenpackungen” die Einzel­
preise der Teepackung und der Teetasse und darunter den 
daraus errechnten Gesamtpreis in verkehrsüblicher, deut­
lich lesbarer und haltbarer Weise anzugeben. Seit dieser 
Verpflichtung bringt die Beklagte ihre "Glockenpackung” 
in der Weise in den Verkehr, daß die«Cellophanbeutel 
einen Aufklebezettel mit folgendem Aufdruck tragen:

50 g Gold DM 1,50 
1 Japantasse DM 1.25

oder
125 g Gold DM3,50 
1 Japantasse DM 1.25

DM 2,75 DM 4,75
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Der auf dem Klebezettel angegebene Teepreis entspricht 
jeweils der Preisangabe auf der Teepackung. Der Preis für 
die "Japan"-Teetassen ist nach der Feststellung im un­
streitigen Tatbestand des Berufungsurteils ihrem Ver­
kehr sv;er b angemes s en.

« /i
Einem Teil der "Glockenpackungen" lag unter der 

Cellophanumhüllung, von außen sichtbar, ein sogenanntes 
"Garantie-Certifikat" bei, in dem es hieß:

"Garantie-Certifikat
Diese Japan-Tasse ist garantiert original japa­
nisch aus eigenen Importen unserer Japan-Abtei­
lung. Japanische Künstler malen die berühmten 
Dekore in Handarbeit mit feinen Pinselstrichen.

Dekor Nr...... Bitte geben Sie diese Dekor-
Nummer an, wenn Sie eine Original-Japan-Kanne 
mit Zuckertopf und Milchkännchen oder weitere 
Tassen, Dessertteller bzw. ein komplettes Ser­
vice zu kaufen wünschen. Ihr Lebensmittelge­
schäft besorgt es Ihnen gerne.

Unsere Direktimporte ermöglichen sehr gün­
stige Preise für nur ausgesuchte Qualitäten.”

Im Berufungsrechtszug räumte die Beklagte ein, daß die 
Dekore derjenigen Tassen, die der "Glockenpackung" bei­
gefügt werden, zunächst mit Schablonen aufgetragen und 
dann nur teilweise in Handarbeit bunt ausgemalt werden. 
Sie verpflichtete sich in der Verhandlung vom 4. Dezem­
ber 1959, das ”Garantie-Certifikat” beim Vertrieb der

¥

Kombinationspackung nicht mehr zu verwenden und auch 
nicht mehr ein Garantie-Certifikat mit der Wendung "Ja­
panische Künstler malen die berühmten Dekore in Handar­
beit mit feinen Pinseistrichen” beizufügen. Seit dem 
Wegfall des Certifikats enthalten die "Glockenpackungen"

f •
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auch nicht mehr den Hinweis, daß die Tassen und andere 
Porzellanteile auch einzeln bezogen werden können.

Die Klägerin hält das Angebot der Kombinations­
packung der Beklagten in der derzeitigen und erst recht 
in der ursprünglichen Form für irreführend und unlauter. 
Auch erblickt sie darin einen Verstoß gegen das Zugabe­
verbot. Sie hat im ersten Rechtszug beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, es bei Meidung 
einer Geldstrafe in unbeschränkter Höhe zu 
unterlassen, unter der Bezeichnung ”50 gr 
Tee mit einer Original Japan-Teetasse” einen 
Cellophanbeutel anzubieten und zu vertreiben, 
der eine Teepackung und eine Japan-Teetasse 
enthält,

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, der Klägerin den Schaden zu ersetzen, der 
dieser dadurch entstanden ist und noch ent­
steht, da$ sie dem Unterlassungsanspruch zu 1 
zuwidergehandelt hat, insbesondere auch so­
weit, als sie bisher den bezeichneten Cello­
phanbeutel i zu einem Gesamtpreis für Tee und 
Tasse anbot und vertrieb.

Das Landgericht hat, dem Antrag der Beklagten entspre­
chend, die Klage abgewiesen.

Die Klägerin hat dagegen Berufung eingelegt, ihre erst­
instanzlichen Anträge wiederholt und ferner hilfsweise be­
antragt ,

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, der Klägerin allen Schaden zu ersetzen,
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der dieser dadurch entstanden ist und noch 
entsteht, daß die Beklagte unter der Bezeich­
nung ”50 gr Tee mit einer Original Japan- 
Teetasse" einen Cellophanbeutel angeboten und 
vertrieben hat, d-er eine Teepackung, eine 
Japan-Teetasse und ein Garantie-Certifikat 
enthielt mit folgendem Wortlaut: (folgt der 
oben wiedergegebene Wortlaut des Garantie-Cer- 
tifikats)•

Bas Oberlandesgericht hat das Urteil des Landgerichts 
geändert und

1* die Beklagte verurteilt,
es bei Meidung einer vom Gericht für jeden Pall 
der Zuwiderhandlung festzusetzenden Geldstrafe 
in unbegrenzter Höhe oder Haftstrafe bis zu 6 Mo­
naten zu unterlassen, unter der Bezeichnung 
»»50 g Tee mit einer Original Japan-Teetasse" 
einen Cellophanbeutel anzubieten oder zu ver­
treiben, der eine Teepackung und eine Japan- 
Teetasse enthält> sofern der Vertrieb dieser Kom­
bination über solche Einzelhändler erfolgt, die 
außer Tee nicht gleichzeitig Ostasiatika und/oder 
sonstige Porzellane führen;

2. festgestellt,
daß die Beklagte verpflichtet ist, d£r Klägerin 
den Schaden zu ersetzen, der dieser dadurch ent­
standen ist und noch entsteht, daß

a) die Beklagte dem Unterlassungsanspruch zu 
Ziffer 1 zuwidergehandelt hat,
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b) die Beklagte den bezeichneten Cellophan­
beutel zu einem Gesamtpreis für Tee und 
Tasse angeboten und vertrieben hat.

Mit ihrer Revision beantragt die Beklagte, das Urteil 
des Oberlandesgerichts aufzuheben und durch Zurtickweisung 
der Berufung der Klägerin das klagabweisende Urteil des 
Landgerichts wiederherzustellen. Die Klägerin bittet um 
Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

I. Gegenstand der Verurteilung der Beklagten durch 
das Berufungsgericht und damit auch Gegenstand der Nach­
prüfung im Revisionsrechtszug sind zwei unterschiedliche 
Sachverhalte. Den beiden Sachverhalten gemeinsam ist, daß 
die Beklagte - wie es im Klagantrag und wörtlich ebenso 
in Nr. 1 der Formel des Berufungsurteils heißt - unter 
der Bezeichnung "50 gr Tee mit einer Original Japan-Tee- 
tasse" einen Cellophanbeutel anbietet .und vertreibt, der 
eine Teepackung und eifte Japan-Teetasse enthält; es geht 
also, wie sich aus dem Inhalt der angeführten "Bezeichnung” 
ergibt, nur um die Kombinationspackung der Beklagten mit 
50 g Tee, nicht auch um die mit 125 g Tee. Der eine Sach­
verhalt, der dier Verurteilung der Beklagten zur Unterlas­
sung (Nr. 1 der Formel des Berüfungsurteils) und der ent­
sprechenden Feststellung ihrer Schadensersatzpflicht (Nr.2 a 
der Urteilsformel) zugrunde liegt und durch diese Verur­
teilung und Feststellung getroffen werden soll, ist über 
die den beiden Sachverhalten gemeinsamen Merkmale hinaus 
dadurch gekennzeichnet, daß auf dem Cellophanbeutel - wie 
sich aus der vorprozessualen Verpflichtungserklärung der 
Beklagten und aus einem Gegenschluß aus Nr. 2 b der Ur-



teilsformel ergibt - nicht nur der Gesamtpreis, sondern 
auch die Einzelpreise der Teepackung und der Tasse angege­
ben sind, und ferner dadurch, daß der Vertrieb der Kom­
binationspackung - wie in Nr. 1 der Urteilsformel ein­
schränkend gesagt ist - Über solche Einzelhändler er­
folgt, die außer Tee nicht gleichzeitig Ostasiatika 
und/oder sonstige Porzellane führen. Der andere Sachver­
halt, deh der Feststellung der Schadensersatzpflicht zu 
Nr. 2 b der Formel des Berufungsurteils zugrundeliegt, 
ist über die den beiden Sachverhalten gemeinsamen Merk­
male hinaus dadurch gekennzeichnet, daß die genannte Kom- 
binationspackuhg (früher) zu einem Gesamtpreis für Tee 
und Tasse ohne Angabe der Einzelpreise auf dem Cellophan­
beutel angeboten und vertrieben worden ist; eine Ein­
schränkung hinsichtlich der Geschäfte, in denen der Ver­
trieb erfolgte, ist bei diesem Sachverhalt nicht gemacht. 
Ein dritter Sachverhalt, der Gegenstand des zweitinstanz­
lichen Hilfsantrags der Klägerin zu ihrem Schadensersatz­
anspruch war, ist dadurch gekennzeichnet, daß die "Glocken- 
packung" (ffüher) unter Beifügung des "Garantie-Certifi- 
kats" mit dem oben wiedergegebenen Wortlaut angeboten 
und vertrieben worden ist. Das Berufungsgericht hat zwar 
in den Gründen des Urteils ausgesprochen, daß es diesen 
Hilfsantrag, soweit darin eine Klagänderung zu erblicken 
sein sollte, für sachdienlich halte; es hat diese* Antrag 
aber nicht beschieden, obwohl er einen Schadensersatzan­
spruch betraf, der über den vom Berufungsgericht festge- 
stollten Schadensersatzanspruch jedenfalls schon deshalb 
hinausging, weil die Feststellung zu Nr. 2 a der Formel 
des Berufungsurteils infolge ihrer Eückbeziehung auf 
Nr. 1 der Urteilsformel auch der dort vom Berufungsgericht 
vorgenommenen Beschränkung auf den Vertrieb über die dort 
bcseichneten Einzelhändler unterliegt. Da nur die Beklagte,
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nicht auch die Klägerin Revision eingelegt hat, ist dieser 
dritte Sachverhalt als solcher nicht unmittelbarer Gegen­
stand der Prüfung im Revisionsverfahren •

II. Was den erstgenannten Sachverhalt anlangt - den 
Vertrieb der Kombinationspackung unter Angabe der beiden 
Einzelnreise über Händler, die nicht gleichzeitig Porzellan 
führen so hat es das Berufungsgericht nach überschlä­
giger Prüfung offen gelassen, ob ein Verstoß gegen die 
Zugabeverordnung vorliegt; es hat aber einen Verstoß gegen 
§ 1 U\7G als gegeben erachtet, und zwar deshalb, weil hier 
in einer dem Prinzip des lauteren Leistungswettbewerbs 
zuwiderlaufenden Weise die Sammelleidenschaft in bezug auf 
die mit der Hauptware (Tee) gekoppelte Nebenware (Tee­
tasse) angesprochen werde; ob das Angebot der Beklagten 
auch noch unter anderen Gesichtspunkten, namentlich unter 
dem Gesichtspunkt der Irreführung, zu beanstanden sei, hat 
das Berufungsgericht dahingestellt gelassen.

1. Einen Verstoß gegen die Zugabeverordnung, für den 
die Beklagte als Lieferantin haften könnte, hält das Beru­
fungsgericht dann für möglich, wenn der Händler neben der 
“Glockenpackung" keine weiteren Porzellane führt und an 
den Teetassen entsprechend der Behauptung der Klägerin 
keinen Gewinn erzielt. In solchen Geschäften sei, wie das 
Berufungsgericht ausführt, sowohl für den Verkäufer als 
auch für den Käufer, der das Geschäft zur Bedarfsdeckung 
aufsuche, die Hauptleistung der Tee, zu dem die beigegebene 
Teetasse im Verhältnis eines Mitgehartikels stehe. Lie 
Tasse könne daher begrifflich durchaus eine verbotene Zu­
gabe sein, sofern sie unentgeltlich oder gegen ein Schein­
entgelt oder zur Verschleierung zu einem Gesamtpreis ge-
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v/ährt werde. Keine dieser letzteren Voraussetzungen sei 
jedoch im Streitfall bewiesen. Die Klägerin habe zwar 
behauptet, die von der Beklagten belieferten Einzelhänd­
ler hätten an den Teetassen keinen Verdienst, würden also 
ihrerseits ein bloßes Scheinentgelt im Sinne des § 1 Abs.l 
Satz 2 ZugabeVO berechnen. Auf diese von der Beklagten 
bestrittene Behauptung ist das Berufungsgericht jedoch 
mit der Begründung nicht näher eingegangen, daß das Vor­
gehen der Beklagten schon aus anderem Grunde zu verbieten 
sei und die Klägerin zudem ein Verbot unabhängig davon 
erstrebe, ob die Einzelhändler an den Tassen einen angemes­
senen Gewinn erzielen.

a) Mit Recht vertritt die Revision demgegenüber die 
Auffassung, daß das Berufungsgericht bereits auf Grund 
des unstreitigen Tatbestands die Anwendbarkeit der Bestim­
mungen der Zugabeverordnung auf den hier in Rede stehenden 
Sachverhalt hätte verneinen müssen. Wie der erkennende Se­
nat im Urteil vom 13. Februar 1961 - Einpfennig-Süßwaren - 
(BGHZ 34> 264, 267 ff) näher dargelegt hat, setzt ein Ver­
stoß gegen § 1 ZugabeVO voraus, daß eine Ware oder Lei­
stung neben einer anderen Ware (Leistung), d.h. mit Rück­
sicht auf die Förderung des Absatzes dieser Ware (Lei­
stung) ohne besondere Berechnung angeboten, angekündigt 
oder gewährt wird (§ 1 Abs. 1 Satz 1), oder daß sie nur 
gegen ein geringfügiges, offenbar nur zum Schein verlangtes 
Entgelt gev/ährt wird (§ 1 Abs. 1 Satz 2), oder daß zur 
Verschleierung der Zugabe die eine Ware (Leistung) mit 
der anderen Y/are .(Leistung) zu einem Gesamtpreis angebo­
ten, angekündigt oder gewährt wird (§ 1 Abs. 1 Satz 3). Bei 
dem hier in'Rede stehenden Sachverhalt, d.h. bei der Abgabe 
der MGlocke;roackung” in Geschäften, in denen nicht zugleich

r* •
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auch Porzellan geführt wird, stellt zwar die Teepackung 
die Hauptware dar, die der Käufer in solchen Geschäften zu 
finden erwartet, und die Teetasse die Nebenware, die er 
zusätzlich zu der an sich erwarteten Hauptware erwirbt.
Die Teetasse wird ihm jedoch nicht "zugegeben”, sondern 
besonders berechnet, so daß ein Verstoß gegen § 1 Abs.l 
Satz 1 ZugabeVO ausscheidet. Da nach der Feststellung im 
unstreitigen Tatbestand des Berufungsurteils der auf dem 
Cellophanbeutel angegebene Preis der Teetasse (1,25 DM) 
ihrem Verkehrswert angemessen ist, scheidet auch ein Ver­
stoß gegen § 1 Abs. 1 Satz 2 ZugabeVO aus. Darauf, ob 
die Einzelhändler an den Teetassen einen Verdienst haben, 
kommt es bei diesem Sachverhalt nicht an. Selbst wenn das 
nicht der Fall sein sollte, so würde doch das für die 
Teetasse berechnete Entgelt, da es ihrem Verkehrswert ent­
spricht, weder als "geringfügig", d.h. als erheblich unter 
ihrem Verkehrswert liegend (Baumbach/Hefermehl, Wettbe­
werbs- und Warenzeichenrecht 8. Aufl. Rdn. 42 zu § 1 
ZugabeVO), noch:, als "offenbar nur zum Schein verlangt" 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 ZugabeVO bezeichnet werden 
können. Schließlich liegt auch ein Verstoß gegen § 1 
Abs. 1 Satz 3 ZugabeVO nicht vor. Bei dem hier vorausge­
setzten Sachverhalt wird nicht nur der Gesämtpreis der 
"Glockenpackung", sondern auch der Einzelpreis jeder der 
beiden darin kombinierten Waren angegeben, und jeder der 
beiden Einzelpreise entspricht dem Verkehrswert der Ware.
Es kann dahingestellt bleiben, ob es sich dabei um ein 
sogenanntes "offenes Koppelungsg#echäft"handelt (vergl. 
dazu Baumbach/Hefermehl aaO Rdn. 48 zu § 1 ZugabeVO; 
Roimer/Krieger, Zugabe- und Rabatt recht Rdn. 15 zu § 1 
ZugabeVO), oder ob es an den Voraussetzungen eines solchen 
offenen Koppelungsgeschäftes deshalb fehlt, weil die beiden
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Waren der Kombination - Teepackung und Teetasse - in Ge­
schäften, die nicht zugleich Porzellan führen, nicht auch 
unabhängig von der Kombination beide einzeln zum gleichen 
Preis gekauft werden können« Denn selbst wenn kein offenes 
Koppelungsgeschäft vorliegt, so würde doch der neben den 
Einzelpreisen angegebene Gesamtpreis, weil er gleich der 
Stimme der beiden Einzelpreise ist und die Einzelpreise dem 
Verkehrswert der Waren entsprechen, nicht der "Verschlei­
erung einer Zugabe" dienen (vergl. Baumbach/Hefermehl aaO 
Edn 50 zu § 1 ZugabeVO; Reimer/Krieger aaO Rdn 15 a.E« zu 
§ 1 ZugabeVO). Daß ein Verstoß gegen die Zugabeverordnung 
nicht etwa schon dann vorliegen würde, wenn die Käufer le­
diglich irrigerweise annehmen sollten, sie erhielten in 
dem "Mitgehartikel" eine Zugabe, hat bereits das Beru­
fungsgericht zutreffend ausgeführt. Eine solche Ausweitung 
des Anwendungsbereichs der Zugabeverordnung auf gesetzlich 
nicht geregelte Tatbestände ist in der Tat nicht zu recht­
fertigen.

b) Nicht zutreffend ist jedoch die von der Revision 
in der mündlichen Verhandlung vertretene Auffassung, daß 
die Zulässigkeit des Vertriebs der "Glockenpackung" der 
Beklagten, wenn darin, kein VeiS»toß gegen die speziellen 
Bestimmungen der Zugabeverordnung zu erblicken sei, dann 
auch nicht mehr unter den Gesichtspunkten des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb zu prüfen sei. Die Zugabe­
verordnung wollte nur die Hauptauswüchse des Zugabev/esens 
bekämpfen, nicht aber eine abschließende Regelung der 
Zulässigkeit oder Unzulässigkeit aller irgendwie einschlä­
gigen Werbemaßnahmen bringen (vgl. BGHZ 34, 264, 269 - Ein- 
pf ennig-Süßwaren -).
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2. Bei der Präge, ob in dem hier zur Beurteilung 
stehenden Sachverhalt ein Verstoß gegen § 1 UWG zu er­
blicken ist, geht das Berufungsgericht von an sich zutref­
fenden, auch mit der bisherigen Rechtsprechung des erkennen­
den Senats im Einklang stehenden, rechtlichen Erwägungen 
aus. So führt das Berufungsgericht zunächst unter Bezugnah­
me auf die Entscheidungen des Senats in BGHZ 28, 54, 59 
(Direktverkäufe), BGHZ 23, 365, 375 (Suwa) und BGHZ 19,
392, 396 (Wochenbericht) zutreffend aus, die Glockenpackung 
der Beklagten sei nicht schon deshalb wettbewerbswidrig, 
weil es sich dabei um die Koppelung von Waren verschiedener 
Branchen handele, diese Werbemethode in der Teebranche bis­
her nicht üblich gewesen sei und den Mitbewerbern der Be­
klagten Abbruch tue. Zutreffend ist auch die weitere Erwä­
gung des Berufungsgerichts, daß es zwar dem Prinzip des 
lauteren Leistungswettbewerbs entspreche, mit der Qualität 
und Preiswürdigkeit der Ware selbst zu werben, daß aber 
nicht jede Werbung unlauter sei, die mit anderen Mitteln 
den Kaufentschluß des Kunden zu beeinflussen suche (vgl. 
dazu BGHZ 15, 356, 365 f - progressive Kundenwerbung -;
34, 264, 270 - Einpfennig-Süßwaren -; GRUR 1959, 138,
139 - Italienische Note -; GRÜR 1959, 285, 286 - Bienenhonig-). 
Zuzustimmen ist dem Berufungsgericht schließlich auch darin, 
daß allerdings Maßnahmen, deren Nachahmung durch andere Mit­
bewerber auf die Dauer zu einer untragbaren Belastung der 
Beteiligten oder zu einer ungesunden Marktsituation führen 
würde, mit den guten Sitten nicht mehr im Einklang stehen 
(vgl. dazu BGHZ 23, 365, 372/373 - Suwa -? BGH GRUR 1959,
138, 142 - Italienische Note -; GRUR 1959, 277, 279 - Künst- 
lerpootkarten -).
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Von diesen Erwägungen ausgehend, führt das Berufungs­
gericht ferner zutreffend aus, daß es daher im Grundsatz 
- sofern nicht im Einzelfall besondere erschwerende Um­
stände hinzukämen - wettbewerbsrechtlich nicht zu bean­
standen sei, wenn in offener Koppelung kaufmännisch kal­
kulierte Waren aus verschiedenen Branchen angeboten werden, 
die eine gewisse Gebrauchsnähe aufweisen, namentlich dann, 
wenn es sich um die Kombination eines Hauptartikels, für 
den ein ständiger Nachholbedarf besteht, mit einem einzeln 
verwendbaren Mitgehartikel handele (wie z.B. Tee mit einer 
Teedose, Blumen mit einer Vase, Tabak mit einer Pfeife). 
Nicht zugestimmt werden kann jedoch den weiteren Ausfüh­
rungen des Berufungsgeri drts, mit denen es einen nach 
seiner Auffassung erschwerenden Umstand heraushebt, der 
im Streitfall das Vorgehen der Beklagten gleichwohl wett- 
bev/erbswidrig erscheinen lasse. Bas Berufungsgericht 
sieht den erschv/erenden Umstand des Streitfalls darin, 
daß mit der vom Tee- und Lebensmittelhändler primär an­
gebotenen und von seinen Kunden primär gewünschten Haupt­
wäre Tee keine in sich geschlossene Gebrauchseinheit, 
sondern in Gestalt einzelner Tassen unvollständige Teile 
kombiniert würden. Wer einmal eine "Glockenpackung" er­
worben oder geschenkt erhalten habe, werde im Regelfall 
zur Ergänzung angereizt und in seiner Sammelleidenschaft 
angesprochen, so daß er die primär angebotene und ge­
wünschte Hauptware Tee jedenfalls beim Wiederholungskauf 
nicht mehr wegen ihrer Güte, sondern auch wegen der ge­
koppelten Nebenware Teetasse auswähle. Gerade den einfa­
cheren Bevölkerungsschichten,die:.vor;al*Q.em als. Interessenten 
für die Kombinationspackungen der Beklagten mit den billi­
gen Japan-Teetassen in Betracht kämen, liege erfahrungsge­
mäß besonders daran, ein einmal angefangenes Service zu



- 14 -

vervollständigen* Die beigegebene Ware gewinne dadurch 
einen erheblichen Einfluß auf den KaufentSchluß, der Uber 
das Maß vertretbarer Ablenkung von der primär angebotenen 
V/are hinausgehe. Zugleich sei in diesem Sonderfall ein 
stärkerervAnreiz auf die Mitbewerber zur Nachahmung zu 
befürchten, da der Zwang zu Wiederholungskäufen zwecks 
Vervollständigung des Service die Absatzchancen des übrigen 
Teehandels empfindlicher beeinträchtige. Wenn aber diese 
Praxis um sich greife, müsse das auf die Dauer zu einer 
unerfreulichen Belastung des Teehandels führen. Diese Ge­
fahren könnten allerdings, so meint das Berufungsgericht 
weiter, geringer sein und dort hingenommen werden, wo Ge- 
mischtwarenhändler neben Tee auch noch Ostasiatika oder 
sonstiges Porzellan führen; denn dann könnten Interessenten 
ihr Service auch unabhängig vom Teekauf vervollständigen, 
und darüber hinaus stehe ihnen dann in beiden Erzeugnissen 
ein mehr oder minder großes Sortiment mit Auswahl- und 
Vergleichsmöglichkeiten zur Verfügung, so daß von einer 
Ablenkung von der Güte und Preiswürdigkeit einer Hauptware 
durch einen Mitgehartikel nicht mehr die Rede sein könne. 
Einer Anregung der Klägerin selbst entsprechend sei daher 
das Verbot auf den Vertrieb der Kombinationspackung über 
solche Einzelhändler beschränkt worden, die außer Tee 
nicht gleichzeitig Ostasiatika und/oder sonstige Porzella­
ne führen.

Diese Beurteilung des Streitfalls durch das Beru­
fungsgericht hält der rechtlichen Nachprüfung nicht stand. 
Das Berufungsgericht verkennt in einer dem Sachverhalt 
und der Lebenserfahrung widersprechenden Weise die Wirkung 
der Kombinationspackung der Beklagten auf deren Erwerber. 
Die in der "Glockenpackung11 enthaltene Teetasse (mit Unter-
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tasse) ist in der Hand des Erwerbers nicht lediglich, wie 
das Berufungsgericht meint, ein unvollständiger Teil, son­
dern schon für sich allein eine in sich geschlossene Ge- . 
brauchseinheit, Mit der "Glockenpackung" wird auch nicht, 
wie das Berufungsgericht meint, die Sammelleidenschaft 
des Erwerbers angesprochen. Die den "Glockenpackungen" 
beigefügten Teetassen sind ihrer Art nach nicht dazu ge­
eignet, v/ie die sogenannten "Sammeltassen11 verschiedener 
Gestaltung oder verschiedenen Dekors zur Schau gestellt zu 
werden, sondern sie sind und wirken in erster Linie als 
Gebrauchstassen. Es können durch den Erwerb mehrerer 
"Glockenpackungen” auch nur mehrere gleichartige Tassen 
erworben werden, nicht dagegen die zu einem vollständigen 
Service gehörigen sonstigen Bestandteile wie z.B. eine 
Teekanne oder eine Zuckerdose. Der Erwerber einer "Glocken- 
Packung” wird es daher,- wenn er keinen Bedarf an weiteren 
Tassen hat, bei dem einmaligen Erwerb einer solchen Packung 
bewenden lassen. Erwirbt er weitere "Glockenpackungen", 
dann wird er das in der Regel nicht deshalb tun, weil in 
bezug auf die darin enthaltenen Teetassen seine Sammel­
leidenschaft angeregt worden wäre, sondern weil er Bedarf 
an weiteren Tassen hat. Es kann daher unerörtert bleiben, 
ob es imlauter wäre, wenn die Beklagte mit dem Vertrieb 
ihrer Kombinationspackung tatsächlich den Sammeltrieb der 
Erwerber anreizen und ausnutzen würde. Wird, wie der Pall 
hier liegt, mit einer neuartigen Werbemaßnahme nur ein an 
sich normales Bedürfnis angeregt und befriedigt, so kann 
darin weder schon an sich etwas Unlauteres gefunden noch 
kann es als eine ernsthafte Gefahr betrachtet werden, daß 
die Nachahmung des Beispiels der Beklagten durch andere, 
wie die Klägerin meint, zu einer Verwilderung im Teehandel 
führen würde. Ob die Einzelhändler, über die der Vertrieb 
der "Glockenpackungen” erfolgt, neben Tee gleichzeitig
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Ostasiatika und/oder sonstiges Porzellan führen oder nicht, 
ist bei dieser Beurteilung des Palles in diesem Zusammen­
hang unerheblich.

Das angefochtene Urteil kann daher, soweit es den 
Vertrieb der Kombinationspackung der Beklagten unter An­
gabe der beiden Einzelpreise betrifft, mit der bisherigen 
Begründung keinen Bestand haben.

3. Um das Urteil gleichwohl im Ergebnis als richtig 
erscheinen zu lassen (§ 563 ZPO), hat die Klägerin sich 
in der Revisionsinstanz ferner darauf berufen, daß die Be­
klagte mit ihrer "Glockenpackung" ein besonders günstiges 
Angebot vortäusche. Unkundige, einfache Menschen, so führt 
die Klägerin aus, könnten der irrigen Meinung sein, daß 
eine Japan-Sasse, deren exotisches Aussehen und deren Be­
malung sie beeindrucke, bei weitem mehr wert sei als der 
in der Packung dafür angesetzte Preis von 1,25 DM, und 
daß die Tasse nur wegen der Kombination mit dem Tee, sei 
es aus Werbegründen, sei es wegen der besonderen Beziehun­
gen der Teefirma zu Japan, so billig angeboten werde. Die­
ser Irrtum werde von der Beklagten bewußt dadurch herbei­
geführt und erhalten, daß die "Glockenpackungen" nicht im 
Porzcllangeschäft, sondern im Teegeschäft angeboten würden, 
wo die Käufer keine Möglichkeit hätten, Qualitäten und 
Preise anderer Porzellane zum Vergleich heranzuziehen und 
sich über den Unwert der in den "Glockenpackungen" enthal­
tenen Teetassen, die billigste japanische Massenprodukte 
seien, aufklären zu lassen. Es komme hinzu, daß die Beklag­
te unter der Bezeichnung "Original Japan-Teetasse" werbe 
und das Wort "Original" dem Käufer den Begriff einer be­
sonderen Qualität vermittele, die den Teetassen der Beklag­
ten gerade nicht zukomme.
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Das angefochtene Urteil ließe sich jedoch auch nicht 
mit diesen Erwägungen aufrechterhalten, und zwar weder un­
ter dem rechtlichen Gesichtspunkt des § 3 noch unter dem 
des § 1 UWG. § 3 UWG setzt eine Irreführung durch konkrete, 
sachlich nachprüfbare "Angaben" voraus (Baumbach/Hefermehl 
aaO § 3 UWG Rdn.6). Daran fehlt es hier. Weder die offene 
Koppelung einer Ware mit einer anderen noch die kaufmännisch 
richtige Preisstellung für die eine der beiden gekoppelten 
Waren stellen als solche und für sich allein "Angaben” im 
Sinne des § 3 UWG dar, die unrichtig sein oder unrichtig 
wirken könnten. Sie sind auch keine "sonstigen Veranstaltun­
gen" im Sinne des § 5 Abs. 2 UWG, die darauf berechnet und 
geeignet wären, solche "Angaben" zu ersetzen. Wird aber ohne 
unrichtige oder unrichtig wirkende Angaben lediglich der 
allgemeine Eindruck eines günstigen Angebots erweckt, so 
kann darin so, wie der Pall hier liegt, auch nichts Unlau­
teres gegenüber dem Publikum oder gegenüber den Mitbewerbern 
im Sinne des § 1 ÜWG gefunden werden, und zwar auch dann 
nicht, wenn das Geschäft, in dem die Kömbinationspackung an- 
geboten wird, sonst kein Porzellan führt und der Kunde da­
her in diesem Geschäft Qualität und Preis der in der Packung 
enthaltenen Teetasse nicht mit denen anderer Teetassen oder 
sonstiger Porzellanwaren vergleichen kann. Schließlich macht 
auch der Gebrauch des zutreffenden Wortes "Original" das 
sonst nicht zu beanstandende Angebot der Beklagten nicht 
unzulässig. Mit dem Wort "Original” wird an sich lediglich 
die schon mit den Worten "Japan-Teetasse" verbundene, zu­
treffende Vorstellung unterstrichen, daß die Tasse in Japan 
hcrgestellt worden sei. Dazu, daß durch das Wort "Original" 
darüber hinaus noch andere, irrige Vorstellungen erweckt 
werden könnten, ist von der Klägerin in den Tatsachenin- 
otansen nichts vorgetragen worden.
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4.. Läßt sich danach das angefochtene Urteil, soweit 
es den Vertrieb der Kombinationspackung der Beklagten un­
ter Angabe der beiden Einzelpreise betrifft, weder mit 
der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung noch mit 
den in der Revisionsinstanz von der Klägerin angestellten 
Erwägungen aufrechterhalten, so kann doch andererseits 
insoweit in der Revisionsinstanz die Klage auch nicht ab­
gewiesen werden. Sowohl der unter Nr. 1 der Formel des 
Berufungsurteils beschiedene Unterlassungsanspruch als 
auch das unter Nr. 2 a beschiedene Feststellungsbegehren 
der Klägerin könnten nämlich unter dem Gesichtspunkt be­
gründet sein, daß bei dem jetzigen, an sich nicht zu bean­
standenden Vertrieb der "Glockenpackung" der Beklagten 
eine etwa unzulässige frühere Werbung in dem früher den 
Glockenpackungen beigegebenen "Garantie-Certifikat" fort­
wirkt (vergl. dazu BGH GRTJR 19;58, 86, 89 - Ei-fein -;
GRUR 1959, 360, 363 - Elektrotechnik -; GRUR I960, 126,
129 - Sternbild BGH I ZR 55/60 vom 26. September 1961 
- Tafelwasser -). Bas Berufungsgericht hat diesen Ge­
sichtspunkt zwar erwähnt, aber nicht weiter erörtert, weil 
cs schon aus anderen Gründen zur Verurteilung der Beklagten 
gelangt ist. Ba es demnach an den erforderlichen tatsäch­
lichen Feststellungen fehlt, um das Klagebegehren auch 
unter diesem Gesichtspunkt abschließend beurteilen zu 
Icönnen, mußte das Berufungsurteil, soweit es den Vertrieb 
der Kombinationspackung unter Angabe der beiden Einzel­
preise betrifft, aufgehoben und die Sache insoweit an das 
Berufungsgericht zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung zurückverwiesen werden. Bas Berufungsgericht wird 
dabei auch Gelegenheit haben, näher auf den im Berufungs- 
rechtszug gestellten Hilfsantrag der Klägerin einzugehen, 
der sich eigens mit dem früheren Vertrieb der "Glocken- 
packung” unter Beifügung des "Garantie-Certifikats" befaßt.



- 19 -

III. Dagegen konnte die Revision in der Sache selbst 
keinen Erfolg haben, soweit sie sich gegen die Feststellung 
der Schadensersatzpflicht der Beklagten wegen des (früheren) 
Angebots und Vertriebs ihrer Kombinationspackung zu einem 
Gesämtpreis für Tee und Tasse ohne Angabe der.beiden Einzel- 
preise auf dem Cellophanbeutel (Nr. 2 b der Formel des 
Berufungsurteils) wendet.

1. Bei dem dieser Feststellung zugrunde liegenden Sach­
verhalt hat das Berufungsgericht einen Verstoß gegen das 
Zugabeverbot mit klareren Worten verneint als bei dem oben 
zu II 1 erörterten Sachverhalt. Wie das Berufungsgericht 
ausführt, “mochte ein Verstoß gegen das Zugabeverbot auch 
hier ausscheiden, weil die Beklagte nach ihren Behauptungen 
beide Teile und den Gesamtpreis wertgerecht kalkuliert 
hatte“. Die eingehenden Ausführungen der Revision, daß 
auch bei diesem Sachverhalt kein Verstoß gegen das Zugabe­
verbot vorliege, gehen daher, soweit sie ein Angriff gegen 
das Berufungsurteil sein sollen, ins Leere. Daß auch hier
in der Tat kein Verstoß gegen das Zugabeverbot Vorgelegen 
hat, ergibt sich trotz gewisser Abweichungen des hier zur 
Erörterung stehenden Sachverhalts bereits aus den Aus­
führungen oben zu 11*1.

2. Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht jedoch 
angenommen, daß die Beklagte mit dem hier in Rede stehenden 
früheren Vertrieb ihrer “Glockenpackung“ gegen § 1 T3»V/G ver­
stoßen habe, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Ver­
trieb in reinen* Tee- oder Lebensmittelgeschäften oder in
Gomischtwarengeschäften erfolgt sei. Das Berufungsgericht 
hat in dieser früheren Form der “Glockenpackung” eine ver­
deckte Koppelung zweier verschiedener. Waren erblickt,

I
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bei denen lediglich der Gesamtpreis angegeben worden sei und 
in Ermangelung von Einzelpreisen ein Vergleich mit den Waren 
der Mitbewerber nicht oder nur schwer möglich gewesen sei.
Daß im Streitfall außer dem Gesamtpreis auf der Cellophan­
umhüllung auch der Teepreis gesondert auf der Teepackung 
angegeben gewesen sei, so daß sich danach auch der Preis für 
die Tasse habe berechnen lassen, hat das Berufungsgericht für 
unerheblich erachtet, da die Teepackung sich innerhalb der 
Cellophanumhüllung befunden habe, so daß der Aufdruck nicht 
ohne weiteres erkennbar gewesen sei, und weil darüber hinaus 
erfahrungsgemäß nicht angenommen werden könne, daß alle 
Käufer einer solchen Kombination Differenzberechnungen an­
stellen, bevor sie sich zum Kauf entschließen. Das Beru­
fungsgericht hat daraus gefolgert, daß die frühere "Glocken- 
packung" die Gefahr einer Irreführung der Käufer begründet 
habe, da jedenfalls ein nicht unerheblicher Teil des Publi­
kums durch die Art der Preisangabe zu der falschen Vorstel­
lung habe verleitet werden können, er erhalte ein besonders 
günstiges Preisangebot.

Diesen Ausführungen des Berufungsgerichts, die der 
allgemein vertretenen Meinung zu den sogenannten verdeckten 
Koppelungsgeschäften entsprechen (vergl. Paumbach/Hefermehl 
aaO Rdn. 47 zu § 1 ZugabeVO), kann aus Rechtsgründen nicht 
entgegengetreten werden. Die dagegen erhobenen Angriffe der 
Revision, die Ansicht des Berufungsgerichts entbehre jeder 
tatsächlichen Grundlage, konnten keinen Erfolg haben.

3. Es ist auch kein Rechtsirrtum darin zu finden, daß 
das Berufungsgericht insoweit ein Verschulden der Beklagten 
bejaht hat. I»er Beklagten seien, wie das Berufungsgericht 
ausführt, sämtliche die Unlauterkeit begründenden Tatumstän­
de bekannt gewesen. Auf einen unverschuldeten Rechtsirrtum

• J
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könne sie sich nicht berufen, da ihr bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt das Unzulässige ihres Vor­
gehens umso weniger hätte verborgen bleiben können, als 
im allgemeinen die Wirtschafts- und Rechtspraxis Kopplungs­
geschäften recht zurückhaltend gegenüberstehe. Das gelte 
namentlich für dieses frühere verdeckte Koppelungsgeschäft 
der Beklagten.

Was die Revision demgegenüber ausführt, bezieht sich 
mehr auf die Präge eines Verschuldens der Beklagten bei 
dem Sachverhalt, der den Gegenstand ihrer Verurteilungen 
zu Nr. 1 und Nr. 2 a der Formel des Berufungsurteils bil­
det, und nicht auf den hier in Rede stehenden Sachverhalt 
des früheren Vertriebs der "Glockenpackung" zu einem Gesamt­
preis ohne Angabe der Einzelpreise. Insoweit hat die Revi­
sion besondere Angriffe gegen die Annahme eines Verschul­
dens der Beklagten nicht erhoben.

4. Der Klägerin fehlt es für die ihr unter Nr. 2 b 
des Berufungsurteils zugesprochene Feststellung der Scha­
densersatzpflicht der Beklagten auch nicht an dem nach 
§ 256 ZPO erforderlichen rechtlichen Interesse. Die Revi­
sion hat das in der mündlichen Verhandlung - wie übrigens 
auch für die im zweitinstanzlichen Hilfsantrag der Klä­
gerin begehrte Feststellung - zu Unrecht deshalb in Zwei­
fel gezogen, weil nicht dargetan sei, daß der Klägerin 
durch die in den Feststellungsanträgen beanstandeten Hand­
lungen der Beklagten ein Schaden entstanden sei, und 
ferner, weil die den begehrten Feststellungen zugrunde lie­
genden Sachverhalte in der Vergangenheit lägen und die 
Klägerin daher zur Leistungsklage übergehen könne. Das 
Berufungsgericht hat diese Fragen zwar nicht ausdrücklich
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erörtert, da auch die Beklagte ihrerseits in den Tatsachen- 
instanzen das Feststellungsinteresse der Klägerin nicht 
bestritten hatte. Bas Berufungsgericht ist aber ersichtlich 
von der zutreffenden Erwägung ausgegangen, daß hier ebenso 
wie auch sonst zumeist in WettbewerbsSachen die Entstehung 
eines Schadens wahrscheinlich, der Schaden selbst aber noch 
nicht zu beziffern ist. Baß die Klägerin hier neben der 
Feststellung der Schadensersatzpflicht der Beklagten nicht 
zugleich deren Verurteilung zur Auskunft begehrt hat, spricht 
entgegen der Meinung der Revision nicht gegen das Vorliegen 
eines Feststellungsinteresses; ein mit dem Feststellungs­
antrag verbundenes Auskunftsbegehren würde das Feststellungs- 
interesse nur besonders deutlich haben werden lassen.

5. Mit Recht hat das Berufungsgericht schließlich ge­
genüber dem Feststellungsanspruch der Klägerin auch nicht 
die von der Beklagten eingewendete Aufrechnung durchgrei­
fen lassen. Auch wenn die Klägerin selbst, so führt das Be­
rufungsgericht dazu aus, zum Schadensersatz verpflichtende 
Zugabeverstöße begangen haben sollte, so würde das die 
Feststellung der Ersatzpflicht der Beklagten allenfalls 
dann ausschließen, wenn bereits feststünde, daß der Schaden 
der Beklagten größer ist als der Schaden der Klägerin; 
dafür fehle es jedoch an ausreichenden Anhaltspunkten. Bas 
ist entgegen der Meinung der Revision rechtlich nicht zu 
beanstanden. Auch hierbei handelt es sich im Grunde um die 
Frage des Feststellungsinteresses. Ba sowohl die mit dem 
Feststellungsantrag geltend gemachte Schadensersatzforde­
rung der Klägerin als auch die zur Aufrechnung gestellte 
Schadensersatzforderung der Beklagten beide der Höhe nach 
noch völlig ungewiß sind, kann das Feststellungsinteresse 
der Klägerin nicht wegen der Gegenforderung der Beklagten 
verneint werden.
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IV. Nach alledem war die Revision, soweit sie sich ge­
gen die Feststellung zu Nr. 2 b  der Formel des Berufungs- 
urteils richtet, als unbegründet zurückzuweisen, im übrigen 
aber, also hinsichtlich der Verurteilung und der Feststel­
lung zu Nr. 1 und Nr. 2 a der Urteilsformel sowie im Ko­
stenpunkt, das Berufungsurteil aufzuheben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, dem auch die 
Entscheidung über die Kosten der Revision zu übertragen 
war. Da die zunächst allein bestehen bleibende Feststellung 
zu Nr. 2 b in der Formel des Berufungsurteils mit der 
Verurteilung zu Nr. 1 und der Feststellung zu Nr. 2 a 
sprachlich verbunden war, wurde es erforderlich, sie der­
gestalt neu zu fassen, daß sie aus sich heraus verständlich 
ist; eine sachliche Änderung ist mit dieser Neufassung nicht 
verbunden.

Y/ilde Spreng Löscher Spengler Ebel
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